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Öffentliche Bekanntmachung 
des Bebauungsplans Nr. 61 der Hansestadt Stralsund „Östlich der Smiterlowstraße“  

Beschluss-Nr. 2018-VI-03-0760 vom 08.03.2018 
 
Die von der Bürgerschaft der Hansestadt Stralsund in ihrer öffentlichen Sitzung am 08. März 2018 beschlossene Satzung über den 
Bebauungsplans Nr. 61 „Östlich der Smiterlowstraße“, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A), den textlichen Festsetzungen (Teil 
B) sowie der Satzung über die örtlichen Bauvorschriften wird hiermit bekannt gemacht. 
  

Das ca. 0,64 ha große Plangebiet liegt im Stadtteil Frankenvorstadt, westlich des Frankendamms. Das Gebiet wird im Norden durch 
das Grundstück Frankendamm 31, im Osten durch die Grundstücke Frankendamm 33, 35 bis 41, im Süden durch die Otto-Voge-
Straße und das Grundstück Otto-Voge-Str. 1 und  im Westen durch die Grundstücke Smiterlowstraße 11, 13, 15 bis 25 begrenzt. Es 
sind ein allgemeines Wohngebiet (zwei- und dreigeschossige Häuser mit Tiefgarage) entlang der Smiterlowstraße und eine kleine 
Mischgebietsfläche im rückwärtigen Bereich des Frankendammes festgesetzt.  
 

Die Satzung tritt mit Ablauf des Tages ihrer Bekanntmachung in Kraft. Ab diesem Tag kann jedermann den Bebauungsplan mit Be-
gründung  im Amt für Planung und Bau, Abt. Planung und Denkmalpflege, Badenstraße 17, Zimmer 3.29, während folgender Dienst-
stunden einsehen und über den Inhalt Auskunft verlangen: 
 

Dienstag     8 – 12 Uhr und 13 – 18 Uhr 
Donnerstag   8 – 12 Uhr und 13 – 17 Uhr 
 
Verletzung von Vorschriften (§ 215 BauGB und § 5 KV MV) 
Eine beachtliche Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter 
Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des 
Flächennutzungsplans sowie beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB werden unbeachtlich, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Hansestadt Stralsund unter Darlegung 
des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 
2a beachtlich sind. 
Unbeachtlich ist ferner eine Verletzung der in § 5 Abs. 4 der Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern (KV MV) 
vom 13. Juli 2011 bezeichneten landesrechtlichen Vorschriften über die Ausfertigung und Bekanntmachung der Satzung sowie ein 
Verstoß gegen Verfahrens- und Formvorschriften gemäß § 5 Abs. 5 KV MV, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntma-
chung dieser Satzung schriftlich gegenüber der Hansestadt Stralsund unter Bezeichnung der verletzten Vorschrift und der Tatsache, 
aus der sich der Verstoß  ergibt, geltend gemacht worden ist.     

Fälligkeit und Erlöschen möglicher Entschädigungsansprüche 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Sätze 1 und 2 sowie Absatz 4 des Baugesetzbuches (BauGB) über die fristgemäße Geltendma-
chung etwaiger Entschädigungsansprüche nach den §§ 39 bis 42 BauGB aufgrund von Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 61 
und das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird hingewiesen.   

Stralsund, den 27. März 2018 

gez. Dr.-Ing. Alexander Badrow 

 

Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 61 der Hansestadt Stralsund „Östlich der Smiterlowstraße“ 
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Bekanntmachung 
über das Recht auf Einsichtnahme in die Wählerverzeichnisse und die Erteilung von Wahlscheinen  

für die Landratswahl am 27. Mai 2018 
 

1. Die Wählerverzeichnisse zu der oben aufgeführten Wahl für die Wahlbezirke der Gemeinde Hansestadt Stralsund werden in der 
Zeit vom 7. bis 11. Mai 2018  während der allgemeinen Öffnungszeiten im Ordnungsamt, Schillstr. 5-7,  für Wahlberechtigte zur 
Einsichtnahme bereitgehalten. Jeder Wahlberechtigte kann die Richtigkeit oder Vollständigkeit der zu seiner Person im Wählerver-
zeichnis eingetragenen Daten überprüfen. Sofern ein Wahlberechtigter die Richtigkeit oder Vollständigkeit der Daten von anderen 
im Wählerverzeichnis eingetragenen Personen überprüfen will, hat er Tatsachen glaubhaft zu machen, aus denen sich eine Unrich-
tigkeit oder Unvollständigkeit des Wählerverzeichnisses ergeben kann. Das Recht auf Überprüfung besteht nicht hinsichtlich der 
Daten der Wahlberechtigten, für die im Melderegister ein Sperrvermerk gemäß § 51 Absatz 1 und 5 BMG eingetragen ist. Die Wäh-
lerverzeichnisse werden im automatisierten Verfahren geführt. Die Einsichtnahme ist durch ein Datensichtgerät möglich. 

 

Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis für die betreffende Wahl eingetragen ist oder einen Wahlschein hat. 
 

2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig und unvollständig hält, kann in der Zeit vom 20. Tag bis zum 16. Tag vor der Wahl, spätes-
tens am 11. Mai 2018 bis 12.00 Uhr bei der Gemeindewahlbehörde  

 
Hansestadt Stralsund 

Der Oberbürgermeister 
Ordnungsamt, Schillstr. 5-7 

18439 Stralsund 
 

im Dachgeschoss, Zimmer 302 

 unter  Angabe  der Gründe  einen Antrag auf Berichtigung stellen. Der Antrag kann schriftlich  
       oder durch Erklärung zur Niederschrift eingelegt werden. 
 
3.  Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten bis spätestens 5. Mai 2018 eine Wahlbenachrichtigung. 

Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss einen Antrag auf Berichtigung des Wäh-
lerverzeichnisses stellen, wenn er nicht Gefahr laufen will, dass er sein Wahlrecht nicht ausüben kann. Wahlberechtigte, die nur auf 
Antrag in das Wählerverzeichnis eingetragen werden und die bereits einen Wahlschein und Briefwahlunterlagen beantragt haben, 
erhalten keine Wahlbenachrichtigung. 

 
4. Wahlscheine werden bei der Erfüllung der wahlrechtlichen Voraussetzungen erteilt. 
 

Wer einen Wahlschein für die Landratswahl hat, kann an der Wahl des Landrates durch Briefwahl oder durch Stimmabgabe in 
einem beliebigen Wahlbezirk des Wahlkreises, für den der Wahlschein ausgestellt ist, teilnehmen. 
 

5. Einen Wahlschein erhält auf Antrag: 

a) eine in das Wählerverzeichnis eingetragene wahlberechtigte Person; 

b) eine nicht in das Wählerverzeichnis eingetragene wahlberechtigte Person, 

aa) wenn sie nachweist, dass sie ohne ihr Verschulden die Antragsfrist auf Aufnahme in das Wählerverzeichnis nach § 15 
Abs. 3 der Landes- und Kommunalwahlordnung (bis zum 4. Mai 2018) oder die Antragsfrist auf Berichtigung des Wähler-
verzeichnisses nach § 16 Absatz 1 der Landes- und Kommunalwahlordnung (bis zum 11. Mai 2018) versäumt hat, 

bb) wenn ihr Wahlrecht im Berichtigungs- oder Beschwerdeverfahren festgestellt worden und die Feststellung erst nach Ab-
schluss des Wählerverzeichnisses zur Kenntnis der Gemeindewahlbehörde gelangt ist. 

 
Wahlscheine können bis Freitag, 25. Mai 2018, 12.00 Uhr, bei der Gemeindewahlbehörde schriftlich oder mündlich (nicht aber tele-
fonisch) beantragt werden.  
 
Danach ist die Erteilung von Wahlscheinen nur noch in Ausnahmefällen möglich: 
 
Versichert ein Wahlberechtigter glaubhaft, dass ihm der beantragte Wahlschein nicht zugegangen ist, kann ihm bis Samstag,  
26. Mai 2018, 12.00 Uhr, ein neuer Wahlschein erteilt werden. 
 
Am Wahltag bis 15.00 Uhr können noch Wahlscheine beantragt werden,   
 

- wenn Wahlberechtigte aus einem von ihnen nicht zu vertretenden Grund (siehe Nummer 5 b) nicht in das Wählerverzeichnis 
aufgenommen worden sind, oder  

- wenn Wahlberechtigte den Wahlraum wegen nachgewiesener plötzlicher Erkrankung nicht oder nur unter nicht zumutbaren 
Schwierigkeiten aufsuchen können. 



 Amtsblatt der Hansestadt Stralsund Nr. 5

	
	
	
	

	
	
	
	

Seite 4 

Wer den Antrag für einen anderen stellt, muss durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht nachweisen, dass er dazu berechtigt 
ist.  
 

Ein behinderter Wahlberechtigter kann sich bei der Antragstellung der Hilfe einer anderen Person bedienen. 
 
6. Mit dem Wahlschein erhält der Wahlberechtigte für die Landratswahl folgende erforderliche Unterlagen für die Briefwahl: 

  
- einen amtlichen orangen Stimmzettel des Wahlkreises, 
- einen amtlichen grau/weißen Stimmzettelumschlag und 
- einen amtlichen gelben Wahlbriefumschlag mit der Anschrift der Gemeindewahlbehörde, an die der Wahlbrief zurückzusen-

den ist.  
 

Wenn der Wahlschein mit den Briefwahlunterlagen bei der Wahlbehörde persönlich abgeholt wird, kann gleich an Ort und Stelle 
gewählt werden.  

 

Die Abholung von Wahlscheinen und Briefwahlunterlagen für einen anderen ist nur möglich, wenn die Berechtigung hierzu durch 
Vorlage des unterschriebenen Wahlscheinantrages oder einer gesonderten schriftlichen Vollmacht nachgewiesen wird. Auf Verlan-
gen hat sich die bevollmächtigte Person auszuweisen.  
Die bevollmächtigte Person darf nicht mehr als vier Wahlberechtigte vertreten. Dieses hat sie der Gemeindebehörde schriftlich zu 
versichern, bevor sie die Unterlagen erhält.  
 

Bei der Briefwahl muss der Wähler den Wahlbrief mit dem Stimmzettel und dem unterschriebenen Wahlschein der Landratswahl so 
rechtzeitig an die auf dem Wahlbrief angegebene Stelle absenden, dass dieser dort spätestens am Wahltag bis 18.00 Uhr eingeht. 

 

Wahlbriefe in den amtlichen gelben Wahlbriefumschlägen, die innerhalb der Bundesrepublik Deutschland bei der Deutschen Post 
AG aufgegeben werden, müssen vom Wähler nicht freigemacht werden, solange keine besondere Versendungsform gewählt wird.  

 

Wahlbriefe können auch bei der auf dem Wahlbrief angegebenen Stelle abgegeben werden. 
 

Stralsund, 16.04.2018                              Die Gemeindewahlbehörde 
                                      Im Auftrag   

                                    
                                          Klaus Gawoehns 
 

 

 
Wahlbekanntmachung 

Wahl zum Landrat im Landkreis Vorpommern-Rügen 
 

am 
 

27. Mai 2018 von 8.00 bis 18.00 Uhr 

 

1. Die Gemeinde  

 
 

Hansestadt Stralsund       ist in 

 
   30 Wahlbezirke eingeteilt.

 

In den Wahlbenachrichtigungen, die den Wahlberechtigten spätestens am  

 
 
 5. Mai 2018 

 

übersandt worden sind, sind der Wahlbezirk und der Wahlraum angegeben, in dem der 
Wahlberechtigte zu wählen hat. 
 

Alle Wahlräume sind barrierefrei zugänglich, außer die Wahlräume in den Wahlbezirken 13 und 14 in der Karsten-Sarnow-Schule, 
Arnold-Zweig-Str. 159.  
 

2. Der Briefwahlvorstand tritt zur Ermittlung des Briefwahlergebnisses um 

 
15:30  Uhr im
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Hansa-Gymnasium, Fährwall 19, 18439 Stralsund zusammen. 

 
3. Jede Wählerin und jeder Wähler hat zur Landratswahl eine Stimme. 
 

Der Stimmzettel enthält für die Wahl im Wahlkreis die Namen der Bewerberinnen und Bewerber der zugelassenen Kreiswahlvor-
schläge und rechts davon einen Kreis für die Kennzeichnung. 
 

Die Wahlberechtigten geben ihre Stimme in der Weise ab, dass sie auf dem Stimmzettel durch ein in den Kreis gesetztes Kreuz 
oder auf andere Weise eindeutig kenntlich machen, welchem Wahlvorschlag die Stimme gelten soll. 

 
4.  Wahlberechtigte können in dem Wahlraum des Wahlbezirks wählen, in dessen Wählerverzeichnis sie eingetragen sind. 
 

Die Wahlberechtigten sollen zur Wahl ihre Wahlbenachrichtigung mitbringen. Sie haben auf Verlangen des Wahlvorstandes einen 
amtlichen Lichtbildausweis (z.B. Personalausweis, Führerschein, Reisepass) vorzulegen. 
 

Gewählt wird mit amtlichen Stimmzetteln, die im Wahlraum ausgehändigt werden. 
 

Zur Kennzeichnung des Stimmzettels muss eine Wahlzelle des Wahlraumes oder ein dafür bestimmter Nebenraum einzeln aufge-
sucht werden. Der Stimmzettel ist in gefaltetem Zustand so in die Wahlurne zu legen, dass die Kennzeichnung von Umstehenden 
nicht erkannt werden kann. 

 
5. Wahlberechtigte, die einen Wahlschein haben, können an der Wahl durch Briefwahl teilnehmen oder für die Stimmabgabe einen 

beliebigen Wahlraum in dem Wahlkreis, in dem der Wahlschein ausgestellt ist, aufsuchen. 
 

Wer durch Briefwahl wählen will, muss den Wahlbrief mit dem Stimmzettel (im verschlossenen Stimmzettelumschlag) und dem un-
terschriebenen Wahlschein so rechtzeitig der auf dem Wahlbriefumschlag angegebenen Stelle zuleiten, dass er dort spätestens am 
Wahltag bis 18.00 Uhr eingeht. Der Wahlbrief kann auch bei der angegebenen Stelle abgegeben werden. 
 

Wer mit dem Wahlschein in einem Wahlraum des Wahlkreises wählen will, muss neben einem amtlichen Lichtbildausweis (z.B. 
Personalausweis, Führerschein, Reisepass) den Wahlschein und den Stimmzettel aus den Briefwahlunterlagen mitbringen und er-
hält im Wahlraum gegen Abgabe des mitgebrachten Stimmzettels einen neuen Stimmzettel.  

 
6. Die Wahlhandlung sowie die im Anschluss an die Wahlhandlung erfolgende Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses im 

Wahlbezirk sind öffentlich. Der Zutritt zum Wahlraum ist während der Wahlzeit und während der Auszählung jederzeit möglich, so-
weit die ordnungsgemäße Durchführung der Wahl nicht beeinträchtigt wird. Während der Wahlzeit sind in und an dem Gebäude, in 
dem sich der Wahlraum befindet, sowie unmittelbar vor dem Zugang zu dem Gebäude jede Beeinflussung der Wahlberechtigten 
durch Wort, Ton, Schrift oder Bild sowie jede Unterschriftensammlung verboten (§ 28 des Landes- und Kommunalwahlgesetzes). 

 
7. Das Wahlrecht kann von jeder Wählerin und von jedem Wähler nur einmal ausgeübt werden. Wer unbefugt wählt oder sonst ein 

unrichtiges Ergebnis einer Wahl herbeiführt oder das Ergebnis verfälscht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 5 Jahren oder mit Geldstra-
fe bestraft. Der Versuch ist strafbar (§ 107a Abs. 1 und 3 des Strafgesetzbuches). 

       
 
 

 
 
 
 
Stralsund, 16.04.2018 

 Die Gemeindewahlbehörde 
Im Auftrag 

 
Klaus Gawoehns 

 

 
 
Hansestadt Stralsund                                                  Stralsund, 09.04.201802 
Der Gemeindewahlleiter                

 
Mitteilung des Gemeindewahlleiters 

 
Das Mitglied der Bürgerschaft der Hansestadt Stralsund, Herr Thomas Lewing (CDU), hat sein Mandat niedergelegt. 
Der Sitz geht gemäß Feststellung der Reihenfolge der Ersatzpersonen in den einzelnen Wahlbereichen auf Frau Kathrin Ruhnke 
(CDU) über. 
 
gez. Klaus Gawoehns 
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Jahresabschluss 2016 
gemäß § 14 Absatz 5 Kommunalprüfungsgesetz  

Bekanntmachung der Ostseeflughafen Stralsund-Barth GmbH 
 
Auf der Grundlage des § 14 Abs. 5 Kommunalprüfungsgesetz (KPG) erfolgt nachstehende Bekanntmachung:  
 
Der Jahresabschluss 2016 der Ostseeflughafen Stralsund-Barth GmbH wurde durch den Wirtschaftsprüfer - Steuerberater  Diplom 
Betriebswirt (FH) Jörg Ketelsen, Altschmiedestr.  29 in 18055 Rostock geprüft und mit folgendem Bestätigungsvermerk versehen: 
 
„Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 
Ich habe den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, Gewinn-und Verlustrechnung sowie Anhang – unter Einbeziehung der Buch-
führung und den Lagebericht der Ostseeflughafen Stralsund-Barth GmbH, Barth, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezem-
ber 2016 geprüft. Durch § 13 KPG wurde der Prüfungsgegenstand erweitert. Die Prüfung erstreckt sich daher auch auf die wirtschaftli-
chen Verhältnisse der Gesellschaft i. S.v. § 53 Abs. 2 Nr. 2 HGrG.  Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss und 
Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften, den ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften, den ergänzenden 
Bestimmungen des Gesellschaftervertrages und die wirtschaftlichen Verhältnisse der Gesellschaft liegen in der Verantwortung der 
Geschäftsführung der Gesellschaft. Meine Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von mir durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über 
den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und über den Lagebericht sowie über die wirtschaftlichen Verhältnisse der 
Gesellschaft abzugeben. 
Ich habe meine Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB und § 13 KPG unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 
festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsgemäßer Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und 
durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit beurteilt werden kann, ob die wirtschaftlichen Verhältnisse der Gesellschaft Anlass 
zu Beanstandungen geben. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über 
das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Gesellschaft sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der 
Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise über die Angaben in 
Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht  überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beur-
teilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen der Geschäftsführung sowie die Würdigung 
der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes. Die Prüfung der wirtschaftlichen Verhältnisse habe ich darüber 
hinaus entsprechend den vom IDW festgestellten Grundsätzen zur Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung und der 
wirtschaftlichen Verhältnisse gemäß § 53 HGrG vorgenommen. Ich bin der Auffassung, dass meine Prüfung eine hinreichend sichere 
Grundlage für meine Beurteilung bildet. 
Meine Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
Nach meiner Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss den deutschen han-
delsrechtlichen und den ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften, den ergänzenden Bestimmungen des Gesellschaftervertrages 
und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft. Der Lagebericht steht im Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref-
fend dar.  
 
Die wirtschaftlichen Verhältnisse der Gesellschaft geben nach meiner Beurteilung keinen Anlass zu wesentlichen Beanstandungen.“ 
 
Rostock, den 8. August 2017 
 
Jörg Ketelsen 
Wirtschaftsprüfer“ 
 
Der Landesrechnungshof schließt sich den Ausführungen des Abschlussprüfers an und gibt den Bericht nach eingeschränkter Prüfung 
mit Schreiben vom 16. Februar 2018 frei (§ 14 Abs. 4 KPG).  
Mit Beschluss der Gesellschafterversammlung vom 23.10. 2017 wurde der Jahresabschluss 2016 in der geprüften Fassung festge-
stellt. Der Jahresüberschuss in H.v. € 12.387,16 und einer Bilanzsumme von € 3.904.703,88 wird gemäß Beschluss der Gesellschaf-
terversammlung vom 23.10.2017 festgestellt.  
 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht für das Wirtschaftsjahr 2016 sind in der Zeit von Veröffentlichung dieser Bekanntmachung 
an für mind. 7 Tage in den Räumen der Ostseeflughafen Stralsund-Bart höffentlich ausgelegt. 
 
Barth, den 28.03.2018  
 
gez. Jan Hufnagel 
Geschäftsführer 


